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A. Problemstellung

I. Problematische Aspekte der Integrationsdynamik

Die am 1. Juli 1987 in Kraft getretene Einheitliche Européische Akte
(EEA)! hat die weitreichenden Auswirkungen des europidischen Gemein-
schaftsrechts auf die deutsche Rechtsordnung bewuBt gemacht. Der Kompe-
tenzzuwachs, den die Anderung der Vertrige durch die EEA den Gemein-
schaften brachte?, ist zwar keineswegs so einschneidend, zumal diese Mate-
rien von den Gemeinschaftsorganen bereits zuvor weitgehend unter Beru-
fung auf Art. 235 EWGV in Anspruch genommen worden waren3. Allerdings
wurden neue Verfahrensregeln geschaffen, um dasin Art. 8 a EWGV vorgege-
bene Ziel, bis zum 31. Dezember 1992 den Binnenmarkt schrittweise zu
verwirklichen*, leichter erreichen zu kénnen®. Bedeutsamer ist aber der Inte-
grationsschub, der von der faszinierenden (man mdéchte fast sagen ,,public
relations“-) Formel Binnenmarkt 1992 ausgeht: Im Juni 1985 legte die Kom-
mission unter Berufung auf mehrere EntschlieBungen des Europaischen Ra-
tes ein WeiBbuch iiber die Vollendung des Binnenmarktes vor, das 300 Vor-
schlége fiir zu erlassende Rechtsakte und einen Zeitplan fiir ihre Realisierung
enthieltf. In ihrem 1988 erstatteten Bericht gema8 Art. 8 b EWGYV iiber den
Stand der Arbeiten im Hinblick auf die Verwirklichung des Binnenmarktes
konnte die Kommission feststellen, dal die 300 Vorschlige auf 279 gekiirzt
werden und das Ziel, 90 % der Vorschlige bis zum Ende des Jahres 1988
vorzulegen, erreicht werden wiirde’, was allerdings nicht ganz zutraf8. Bis-

1 ABI. 1987 Nr. L 169; BGBI. 1986 II, S. 1104; BullEG Beil. 2/86.

2 Zunennen sind insbesondere die Strukturpolitik (Art. 130 c-e EWGV), Forschung
und Technologie (Art. 130 f-q EWGV) und die Umweltpolitik (Art. 130 r-t EWGV).

3 Vgl. die Aufzahlung bei Grabitz, in: Grabitz, EWGV, Art. 235, Rn. 10.

4 Art. 8 a EWGV wurde durch Art. 13 EEA (Fn. 1) eingefiigt. Die Festsetzung des
Termins ,,31. Dezember 1992“ bringt keine automatische rechtliche Wirkung mit sich,
vgl. die Erkliarung der Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten
vom 28. Februar 1986 (SchluBakte zur EEA), BullEG Beil. 2/86, S. 24.

5 Vgl. insbesondere Art. 100 a EWGV und dazu Grabitz, in: Grabitz, EWGYV, Art. 8
a, Rn. 4.

6 Dok. KOM (85) 310 endg., Anhang.

7 Vollendung des Binnenmarktes: Ein Raum ohne Binnengrenzen. Bericht iiber den
Stand der Arbeiten gemafl Artikel 8b des EWG-Vertrages, Luxemburg 1988, S. 3,
Ziffer 8.

8 Vgl. zum Stand vom 31. Mai 1989 den Vierten Bericht von der Kommission an
den Rat und das Europiische Parlament iiber die Durchfithrung des Wei3buchs der
Kommission zur Vollendung des Binnenmarkts, Dok. KOM (89) 311 endg./2, S. 6
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her hat der Rat 130 dieser Vorschldge verabschiedet. Zusammen mit den
Vorschlidgen, zu denen im Verfahren der Zusammenarbeit mit dem Europaii-
schen Parlament ein gemeinsamer Standpunkt erzielt wurde, und den er-
reichten Teilentscheidungen sind 50 % des Programms verwirklicht?®.

Nicht alle dieser Initiativen der Kommission stiefen auf einhellige Begei-
sterung. Dies kann bei Gesetzesentwiirfen auf europaischer Ebene aber eben-
sowenig erwartet werden wie auf nationaler Ebene. Neben der tiblichen,
vom jeweiligen Interesse der durch eine Regelung der Fachmaterie betroffe-
nen Kreise her verstiandlichen Kritik traten aber in der Bundesrepublik
Deutschland zwei spezifische, grundsatzliche Punkte zutage, die, obgleich
mit solcher Interessenwahrung verwoben, dariiber hinausgehen und an
Grundfragen des Gemeinschaftsrechts und seines Verhiltnisses zum natio-
nalen Recht riihren: Die Grenze der Gemeinschaftskompetenzen und ihrer
sachgerechten Wahrnehmung und die grundrechtlichen Schranken gemein-
schaftlicher Rechtsetzungsmacht.

II. Probleme fiir das institutionelle Gefiige
des Grundgesetzes, insbesondere
die bundesstaatliche Ordnung

Die extensive Interpretation und entsprechende Wahrnehmung der Ver-
bandskompetenzen der EG durch die Kommission ist insbesondere auf die
Kritik der deutschen Bundeslidnder und des Bundesrats gestoen. Nach ihrer
Auffassung hat die Kommission in einer Vielzahl von Fallen die Kompeten-
zen uberschritten!®. Diese Kritik richtet sich auch gegen den Gerichtshof
der Européischen Gemeinschaften (EuGH), soweit er diese Kompetenzaus-
weitungen mittrug!! oder selbst vornahm12.

und Anhang I. GemiB der Mitteilung der Kommision tiber die Instrumente zur Ver-
wirklichung des Binnenmarktes, Dok. KOM (89) 422 endg. vom 7. September 1989
stehen noch 43 Vorschlige aus, von denen 28 die Bereiche Veterinarmedizin und
Pflanzenschutz betreffen.

9 Vgl. Dok. KOM (89) 422 endg. (Fn. 8), S. 1. GroBe Probleme bereitet aber der
innerstaatliche Vollzug der Richtlinien, vgl. ebd., Anhinge I-IV.

10 Vgl. die Rede des damaligen Bayerischen Ministerprasidenten Straull vor dem
Bayerischen Landtag am 3. Februar 1988, Plenarprot. Nr. 11/48, S. 3146; Antwort
der Bayerischen Staatsregierung vom 3. Februar 1988 auf eine Interpellation aus dem
Bayerischen Landtag, Plenarprot. Nr. 11/48, Anlage 2, S. 17; BeschluBl des Bundesrats
vom 16. Mai 1986, BR-Drucks. 150/86, S. 10 {.; Sten.Prot. der Sitzung des Bundesrats
vom 21. Februar 1986, S. 107.

11 Der EuGH hat erst in einem einzigen Fall einen Rechtsakt der Kommission
(staatengerichtete Entscheidung) wegen Uberschreitens der Verbandskompetenz der
EG fir (teilweise) nichtig erklart, Urteil vom 9. Juli 1987, verb. Rs. 281, 283-285 und
287/85 - Bundesrepublik Deutschland u. a./ Kommission -, Rspr. 1987, S. 3203
(3252 £., 3255, Entscheidungsgriinde 22 -24, 34 -36).
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1. Einwirkungsmoéglichkeiten der Linder
auf die deutschen Vertreter im Rat der EG

Da die Lander aber erkannten, daf ihre EinfluBmdglichkeiten auf die EG
und die Rechtsschutzmoglichkeiten gegen ergangenes Gemeinschaftsrecht
— trotz einer eigenen Klagebefugnis vor dem EuGH !® — gering sind !4, haben
sie versucht, iiber die nationale Ebene effektive Einwirkungsmoglichkeiten
auf den EG-Rechtsetzungsprozef8 zu gewinnen. Unter Ausnutzung des friih-
zeitig zugestandenen!> Zustimmungserfordernisses seitens des Bundesrats
zum Vertragsgesetz zur Einheitlichen Européaischen Akte!6 ist es ihnen ge-
lungen, dem Bund das neue Bundesratsverfahren abzutrotzen. Neben einer
umfassenden Unterrichtungspflicht der Bundesregierung gegeniiber dem
Bundesrat liber alle Vorhaben im Rahmen der EG, die fiir die Linder von
Interesse sein konnten 7, wurde darin eine Einwirkungsmoglichkeit der Lan-
der auf die deutsche Beteiligung an der Rechtsetzung im Rat institutionali-
siert. Die Bundesregierung gibt vor ihrer Zustimmung bei Beschliissen der
EG, die ganz oder in einzelnen Bestimmungen ausschlieBliche Gesetzge-
bungsmaterien der Lander betreffen oder deren wesentliche Interessen be-
rithren, dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme, die sie bei den Ver-
handlungen im Rat berticksichtigt. Die vom Bundesrat vorgetragenen Lan-
derbelange hat die Bundesregierung in ihre Abwigung einzubeziehen. So-
weit eine Stellungnahme jedoch ausschlieBliche Gesetzgebungsmaterien der
Lander betrifft, darf die Bundesregierung hiervon nur aus unabweisbaren
aullen- und integrationspolitischen Griinden abweichen und hat die dafiir
maBgeblichen Griinde dem Bundesrat mitzuteilen. In allen anderen Fallen
erfolgt diese Mitteilung auf Verlangen des Bundesrats. Ist dem Bundesrat
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, werden auf Verlangen Vertreter
der Lander zu den Verhandlungen in den Beratungsgremien der Kommission

12 Vgl. Stoiber, EA 42 (1987), S. 545. Zur Kritik am Urteil vom 13. Februar 1985,
Rs. 293 /83 — Gravier / Stadt Liittich —, Rspr. 1985, S. 593, vgl. Rudolf Streinz, Die
Auswirkungen des Européischen Gemeinschaftsrechts auf die Kompetenzen der deut-
schen Bundesldnder, in: Heckmann / Messerschmidt (Hrsg.), Gegenwartsfragen des
Offentlichen Rechts, Berlin 1988, S. 15-51 (41 f.).

13 Vgl. das Urteil des EuGH vom 8. Miarz 1988, verb. Rs. 62 und 72/87 — Exécutif
Régional Wallon und S. A. Glaverbel / Kommission —, Rspr. 1988, S. 1573 (1592,
Entscheidungsgrund 8).

14 Vgl. dazu Michael Schweitzer, Foderalismus und européaische Integration — Was
erwartet die 6sterreichischen Bundeslinder in der EG?, in: Schwind (Hrsg.), Oster-
reichs Stellung heute in Europarecht, IPR und Rechtsvergleichung, Wien 1989, S. 29 -
46 (39); Rudolf Streinz, Die Landesparlamente im Spannungsfeld zwischen europii-
scher Integration und europiischem Regionalismus, Manuskript 1989, S. 18 ff.

15 Vgl. Staatssekretdr Lutz Stavenhagen, 560. Sitzung des Bundesrats vom 31.
Januar 1986, Sten.Prot., S. 37 und S. 64.

16 EEA-Gesetz, BGBI. 1986 II, S. 1102.

17 Art. 2 Abs. 1 EEA-Gesetz.



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	A. Problemstellung
	I. Problematische Aspekte der Integrationsdynamik
	II. Probleme für das institutionelle Gefüge des Grundgesetzes, insbesondere die bundesstaatliche Ordnung
	1. Einwirkungsmöglichkeiten der Länder auf die deutschen Vertreter im Rat der EG



